
 

 

 
 

Antrag zur 
Erteilung / Verlängerung 

 

einer 
 

      Aussetzung der Abschiebung (Duldung) § 60a AufenthG 
 
 

 

      Aufenthaltsgestattung § 55 AsylG 

 
 

Datenschutzrechtlicher Hinweis gemäß §§ 86 ff. AufenthG1 bzw. § 7 AsylG2 
Die mit der Ausführung dieses Gesetzes betrauten Behörden dürfen zum Zwecke der Ausführung dieses Gesetzes personenbezogene Daten 
erheben, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist.  Daten im Sinne des § 3 Abs. 9 des Bundesdatenschutzgesetzes3 sowie 
entsprechender Vorschriften der Datenschutzgesetze der Länder dürfen erhoben werden, soweit dies im Einzelfall zur Aufgabenerfüllung 
erforderlich ist. 
 

Namen Familienname Ggf. Geburtsname 

Ggf. frühere Namen Vorname 

Geburt Geburtsdatum (TT.MM.JJJJ) Geburtsort / Staat Pass oder Passersatz       ja /          nein 
 
Nr.: 

Geschlecht        männlich            weiblich 
       divers 

Körpergröße in cm Augenfarbe 

Staatsangehörig- 
keiten 

heute früher 

Familienstand                            ledig                          geschieden                          verwitwet                         getrennt seit 
 
                           verheiratet              in eingetragener Lebenspartnerschaft 
 
und lebe           zusammen mit dem/der Ehe-/Partner/in seit      
 

Angaben zur  
Familie 

Kinder 
(Weitere  
Kinder ggf. in 
einer Anlage 
aufführen) 

 

 1. 2. 3. 

Familienname 
 
 

   

Vorname    

Geburtsdatum, Geburtsort    

Anschrift (Wohnort, Straße)    

Staatsangehörigkeit 
 

   

Haben sich seit der Erteilung bzw. letzten Verlängerung der Duldung/Aufenthaltsgestattung 
Änderungen in Ihren familiären Verhältnissen ergeben? 

       nein 
 
       ja 

Art der Änderung 

                                                           
1 Aufenthaltsgesetz vom 25. Februar 2008 (BGBl. I S. 162), in der derzeit gültigen Fassung. 
2 Asylgesetz vom 2. September 2008 (BGBl. I S. 1798), in der derzeit gültigen Fassung. 
3 Bundesdatenschutzgesetz vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2097), in der derzeit gültigen Fassung. 

Absender  
 

 

 
Landkreis Göttingen
-Ausländerbehörde-
Herzberger Straße 5
37520 Osterode am Harz
 



Angaben zum  
Aufenthalt 

Zweck des weiteren Aufenthalts 
 
 
 

Name und Anschrift von Arbeitgebern, Verwandten, Ausbildungsstätte, Schulen oder sonstigen Bezugs-
personen 
 
 
 
 

Art der Beschäftigung / Tätigkeit 
 
 
 
 

Aus welchen Mit-
teln bestreiten 
Sie Ihren Lebens-
unterhalt 

Einkommensart (Nachweise sind beizufügen!) 
 
 

Betrag monatlich 

Nehmen Sie für sich oder Personen, denen Sie zum Unterhalt verpflichtet sind, öffentliche Mittel in An-
spruch? 
 

      nein 
 
      ja 

Art, Umfang 

Sonstige Angaben  

 

Belehrung 

Sie sind verpflichtet, Ihren Pass oder Passersatz der Ausländerbehörde vorzulegen, auszuhändigen und zu überlassen 

(§ 48 Abs. 1 AufenthG). Besitzen Sie keinen gültigen Pass oder Passersatz, sind Sie verpflichtet, an der Beschaffung 

des Identitätspapiers mitzuwirken sowie alle Urkunden, sonstigen Unterlagen und Datenträger, die für die  

Feststellung Ihrer Identität und Staatsangehörigkeit von Bedeutung sein können und die Sie besitzen, der Ausländer-

behörde vorzulegen (§ 48 Abs. 3 AufenthG). Ihre Mitwirkungspflicht umfasst auch die Zusammenarbeit mit den  

Behörden Ihres Heimatlandes und gegebenenfalls die Abgabe dort gesondert geforderter Erklärungen. 

Sie sind verpflichtet gegenüber der Ausländerbehörde Angaben zu Ihrem Alter, Ihrer Identität (Name, Vorname,  

Geburtsname, Geburtsdatum, Geburtsort und Wohnort) und Ihrer Staatsangehörigkeit zu machen (§ 49 Abs. 2  

AufenthG). Soweit Sie die nach § 49 Abs. 2 AufenthG geforderten Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollständig 

machen, können Sie mit einer Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr oder mit Geldstraße bestraft werden (§ 95 Abs. 1 

Nr. 5 AufenthG). 

Wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen und dadurch die Duldung (Aussetzung der Abschiebung) 

erwirken, machen Sie sich strafbar. Dies wird mit einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft 

(§ 95 Abs. 2 Nr. 2 AufenthG). Darüber hinaus können Sie ausgewiesen werden (§ 53 Abs. 1 AufenthG i.V.m. § 54 Abs. 

2 Nr. 8 AufenthG). Das hat zur Folge, dass Ihnen auch bei Vorliegen eines Anspruchs auf Erteilung eines  

Aufenthaltsrechts dieses nicht erteilt werden kann. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ort, Datum Unterschrift Antragsteller/-in Unterschrift gesetzlicher Vertreter  
(nur bei Antragstellern unter 18 Jahren) 

Nur vollständig ausgefüllte Anträge finden Berücksichtigung.  

Alle Eintragungen in Blockschrift. 
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